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Neue Rechtsvorschriften
Überblick über die Gesetzgebung 
im I. Quartal 1979
Der nachstehende Beitrag erstreckt sich auf die im Gesetz­
blatt Teil 1 Nr. 1 bis 8 und im Gesetzblatt Teil II Nr. 1 und 
2 Veröffentlichten Rechtsvorschriften.

In Vorbereitung auf die Wahlen zu den Kreistagen, Stadt­
verordnetenversammlungen, Stadtbezirksversammlungen 
und Gemeindevertretungen am 20. Mai 19791 erging der 
Beschluß des Staatsrates der DDR fiber die Bildung der 
Wahlkommission der Republik vom 28. Februar 1979 
(GBLI Nr. 7 S. 65). In engem Zusammenhang damit steht 
der Beschluß des Staatsrates der DDR fiber die Durchfüh­
rung der Wahlen der Direktoren, Richter und Schöffen der 
Kreisgerichte und der Mitglieder der Schiedskommissio­
nen im Jahre 1979 vom 28.Februar 1979 (GBLI Nr.7 
S. 66)2, der Festlegungen über die Bildung des zentralen 
Wahlausschusses sowie der Bezirks- und Kreiswahlbüros 
für diese Wahlen enthält.

Die Direktoren und Richter der Kreisgerichte sowie die 
Mitglieder der Schiedskommissionen in den Wohngebieten 
der Städte und 'in den Gemeinden werden entsprechend 
§§ 46 Abs. 1, 2, 4, 47 Abs. 1 GVG und §§ 6 Abs. 2, 23 Abs. L 
GGG i. V. m. §§ 1 bis 6 SchKO in den konstituierenden Ta­
gungen der jeweiligen Volksvertretung gewählt. Die Mit­
glieder der Schiedskommissionen in den Produktionsge­
nossenschaften sind bis zum gleichen Zeitpunkt in 
Versammlungen von Mitgliedern der Produktionsgenos­
senschaften zu wählen. Die Wahl der Schöffen der Kreis­
gerichte erfolgt auf Versammlungen der Werktätigen, die 
in Vorbereitung der Kommunalwahlen stattfinden. Nähe­
res dazu bestimmt der Beschluß des zentralen Wahlaus­
schusses fiber die Wahlen der Direktoren, Richter ind 
Schöffen der Kreisgerichte und der Mitglieder der 
Schiedskommissionen im Jahre 1979 — Wahlordnung — 
vom 2. März 1979 (GBL I Nr. 7 S. 68).

•

Anknüpfend an die im III. Quartal 1978 erlassenen Rechts­
vorschriften zur Investitionstätigkeit3, ergingen im I. Quar­
tal 1979 weitere Rechtsvorschriften, die auf eine höhere 
Effektivität der Invest!tionsvorbereitung gerichtet sind. 
Mit der 2. VO fiber die Standortverteilung der Investitio­
nen vom 1. Februar 1979 (GBLI Nr. 6 8.57) wird die 
(1.) VO über die Standortverteilung der Investitionen vom
30. August 1972 (GBl, II Nr. 52 S.573) den Bestimmungen 
der VO über die Vorbereitung von Investitionen vom
13. Juli 1978 (GBl. I Nr. 23 S. 251) angepaßt.

Neu gefaßt ist die Regelung über die Zuordnung des 
Standorts für Investitionen über 50 Mio M Gesamtwert­
umfang zu einem Bezirk bzw. Territorium im Bezirk. Die 
Standortzuordnung ist bei der Staatlichen Plankommission 
vor der Einholung der Standortbestätigung zu beantragen, 
und die' Standortbestätigung für diese Investitionen darf 
erst, erfolgen, wenn die Standortzuordnung erfolgt ist.

Die Räte der Bezirke wirken bei der langfristigen Pla­
nung und Entscheidungsvorbereitung für die Standortver­
teilung der Investitionen der Zweige und Betriebe mit. 
Die bisherige Regelung über Standortangebote der Räte 
der Bezirke ist weggefallen. Die Regelung über die Ver­
antwortung der örtlichen Räte für die Erteilung der 
Standortbestätigung und Standortgenehmigung in Abhän­
gigkeit vom Umfang der Investitionen ist im wesentlichen 
erhalten geblieben. Die Verantwortung der Räte der 
Kreise für die Erteilung der Standortbestätigung ist bei 
Investitionsvorhaben des komplexen Wohnungsbaues er­
höht worden. Die Grenze von bisher 300 Neubauwohnun­
gen wurde auf 500 heraufgesetzt.

Die Ordnungsstrafbestimmungen berücksichtigen die 
Veränderungen in der Investitionsgesetzgebung. Künftig 
wird ein Leiter oder leitender Mitarbeiter mit Ordnungs­
strafe belegt, der eine Aufgabenstellung nach § 5 der VO 
vom 13. Juli 1978 bestätigt und die Vorbereitung der In­

vestition veranlaßt, ohne daß eine nach der VO vom 1. Fe­
bruar 1979 erforderliche Standortbestätigung vorliegt.

Ebenfalls der Anpassung an die Neuregelung der Vor­
bereitung von Investitionen dient die A». zur Änderung 
der Wasserversorgungs- und Abwassereinleitungsbedin­
gungen vom 15.Januar 1979 (GBLI Nr.6 S.60). Da mit 
der VO über die Vorbereitung von Investitionen vom 
13. Juli 1978 die Investitionsvorentscheidung entfällt, wird 
bestimmt, daß der in den Wasserversorgungsbedingungen4 
und den Abwassereinleitungsbedingungen5 vorgesehene 
Abschluß von langfristigen Anschlußverträgen bis zur Be­
stätigung der Aufgabenstellung zu erfolgen hat.

Der Verringerung des Verwaltungsaufwands für den 
vertraglichen Grundstückserwerb bei der Errichtung tras- 
senförmiger Bauvorhaben, die den Erwerb einer großen 
Anzahl relativ kleiner Grundstücke bzw. Grundstücksteile 
erfordern, so z. B. beim Bau oder Ausbau von Verkehrs­
wegen oder Wasserläufen, dient die in Durchführung des 
§298 ZGB erlassene 2. DVO zum ZGB — Vereinfachtes 
Verfahren beim Erwerb von Grundstücksteilen oder 
Grundstficken - vom 3. Januar 1979 (GBLI Nr.3 S.25). 
Das vereinfachte Verfahren nach dieser DVO kann nur 
angewendet werden, wenn das Grundstück bzw. das 
Grundstücksteil zugunsten des Volkseigentums erworben 
werden soll und der gesetzlich zulässige Kaufpreis jeweils 
die Höhe von 500 M nicht übersteigt. Im Unterschied zu 
den generellen Festlegungen über den Grundstückserwerb 
in §297 ZGB bedürfen die Verträge beim vereinfachten 
Verfahren nicht der notariellen Beurkundung. Ist der Ver­
äußerer nicht als Eigentümer in das Grundbuch eingetra­
gen, hat er seine Berechtigung durch Urkunde nachzuwei­
sen.

Weiterhin sieht die DVO Vereinfachungen beim Zu­
standekommen des Kaufvertrages und für das staatliche 
Genehmigungsverfahren vor. Grundlage des schriftlich 
zwischen dem Erwerber und dem jeweiligen Grundstücks­
eigentümer abzuschließenden Vertrages bildet der Grenz­
regelungsplan. Er ist eine Kopie der staatlichen Liegen­
schaftskarte, in die die künftigen Eigentums- und Rechts­
trägergrenzen eingetragen werden. Die für ein bestimmtes 
Bauvorhaben benötigten Grundstücke oder Grundstücks­
teile können durch Abschluß eines sog. Sammelvertrages 
erworben werden; Dabei werden die einzelnen Kaufver­
träge in einer einheitlichen Vertragsurkunde'zusammen­
gefaßt, aus der sich die Bezeichnung und Beschreibung 
der zu veräußernden Grundstücke nach ihrer Lage, den 
bestehenden Nutzungsarten und der Größe ergeben müs­
sen. Der Sammelvertrag muß ferner die im Grundbuch 
eingetragenen Eigentümer, die Grundbuchbezeichnungen 
und die Gesamtfläche der Grundstücke nach der Liegen­
schaftsdokumentation, die Höhe des Kaufpreises für jedes 
Grundstück, den Zeitpunkt der Übergabe an den Erwer­
ber und die Erklärung des Erwerbers sowie des jeweiligen 
Veräußerers, daß die im Grenzregelungsplan bezeichneten 
Grundstücke in Volkseigentum übergehen sollen, ent­
halten.

Der Erwerber hat den von ihm vorbereiteten Vertrag 
und den Grenzregelungsplan dem Rat des Kreises zur Ge­
nehmigung vorzulegen und danach den Veräußerern zum 
Vertragsabschluß zu unterbreiten. Der Kaufvertrag für 
ein bestimmtes Grundstück oder Grundstücksteil kommt 
mit der Unterzeichnung durch den jeweiligen Veräußerer 
zustande, dem auf sein Verlangen ein sein Grundstück be­
treffender Auszug aus dem Sammelvertrag auszuhändigen 
ist.

Oftmals wird der Erwerb von Grundstücken oder 
Grundstücksteilen durch bestehendes gemeinschaftliches 
Eigentum erschwert. Um in diesen Fällen den im volks­
wirtschaftlichen Interesse liegenden Eigentumserwerb zu­
gunsten des Volkseigentums zu erleichtern, können, wenn 
die Mitwirkung eines Eigentümers nicht möglich ist, die 
anderen Eigentümer dessen Rechte bei der Veräußerung 
wahrnehmen, d. h. sie können für ihn die Erklärung zur 
Veräußerung des Grundstücks abgeben und die Auszah­
lung des Kaufpreises verlangen.

Mit der AO fiber Liegenschaftsvermessungen vom 
2. Februar 1979 (GBLI Nr. 6 S. 61) wurde durch. Zusam-


